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Drudcsadie 2364 


Große Anfrage 

der Fraktionen der CDU/ CSU, SPD, FDP, GB BHE, 

DP, DA 


betr. Entwicklung in der Sowjetzone und Möglichkeiten 
engerer Verbindungen zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands 


L 

Auf der 3. Parteikonferenz der SED ln Ostbcrlin im März dieses 
Jahres und bei späteren Gelegenheiten haben Spitzenfunktionäre 
der sowjetzonalen Verwaltung Rcditsverlctzungen zugegeben und 
auf bestimmten Gebieten eine Überprüfung der bisherigen polizei- 
staatlichen Maßnahmen in Aussicht gestellt. Aus der Sorge um die 
betroffenen Menschen, die den Bundestag in allen seinen Bemühun- 
gen um eine Erleichterung der Verhältnisse in der sowjetisch besetz- 
ten Zone geleitet hat, fragen wir die Bundesregierung: 

l.Sind der Bundesregierung Tatsaclien bekannt geworden, die auf 
eine Hinwendung zu allgemeinen rechtsstaatllchcn Prinzipien in 
der Sowjetzone schließen lassen könnten^ 

2. Wieviel politische Gefangene sind nadi Kenntnis der Bundes- 
regierung in den letzten Monaten freigelasscn worden? 

3. Wie groß ist die Zahl der aus politischen Gründen in der Sowjet- 
zone noch immer Verurteilten bzw. Verhafteten? ln welchen 
Gefängnissen und Zuchthäusern befinden sie sich? 

4. Unter welchen Bedingungen leben diese Gefangenen? Seit wann 
dürfen ihnen keine Pakete mehr geschickt werden? 

5. Auf Grund welcher Bestimmungen sind diese Gefangenen ver- 
urteilt worden? 

6. Wie groß ist jetzt noch die Zahl der Gefangenen, die der Sowjet- 
zoncnverwaltung durda die sowjetischen Besatzungsbehörden 
zur Verurteilung bzw. zum Strafvollzug der durch Militärtribu- 
nale verhängten Strafen übergeben wurden? 

7. Befinden sida noch Verurteilte des 17. Juni 1953 in den Straf- 
anstalten der sowjetisda besetzten Zone? 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier. Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr Hans Heger, Bad Godesberg. Rhelnallpp 
Telefon S551 



S* Liegen der Bundesregierung L-ntcrlagcn dafür vor, daß die an- 
gekündigten neuen Methoden auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
zu tatsächlichen Veränderungen geführt haben? 

9. Trifft es zu, daß seit Anfang dieses Jahres durch die Bildung von 
„Produktionsgenossenschaften“ der Druck auf das Handwerk 
versdiärft worden ist? 

10. \\Üevi^|! Prozesse wegen sogenannter Abwerbung haben in den 
letzten Monaten in der Sowjetzone stattgefunden? Dauern solclie 
Verfahren noch an? 


11 . 

Spitzenfunktionäre der Sowjetzone und der sowjetzonalen Block- 
parteien haben in der letzten Zeit durch Erklä^-ungen verschiedener 
Art den Anschein zu erwecken versucht, als ob ihnen an Erleich- 
terungen im Verkehr der Menschen zwischen den beiden Teilen 
Deutschlands und an einer Förderung der innerdeutschen wirtschafL- 
lichen und kulturellen Beziehungen gelegen sei. Unter Hinweis auf 
die wiederholten Bemühungen des Bundestages, insbesondere auch 
den Besclaluß des Bundestages vom 26. Mai 1955 - Drucksachen 1325, 
310 - , fragen wir die Bundesregierung: 

11. Was ist in den letzten Monaten 

a) seitens der Bundesrepublik, 

b) seitens der Verwaltung der Sowjetzone 

geschehen, um den Verkehr der Menschen zwisdien den beiden 
Teilen Deutschlands zu erleiditern? 

12. Trifft es zu, daß die Behörden der sowjetisch besetzten Zone die 
Genehmigung zu Besuchen von Veiwvandten in der Bundesrepu- 
blik weiter eingeschränkt haben? 

13. Weidne weiteren Schritte empfiehlt die Bundesregierung, um d e 
innerdeutschen Beziehungen zu fördern? 

14. Weiche Sclaritte könnten insbesondere erfolgen, um den geisti- 
gen und kulturellen Zusammenhalt zwischen den beiden Teilen 
Deutsd'ilands zu pflegen? 

15. Welche Vereinbarungen der vier Kontrollmächtc, die nach allen 
bekannten Verträgen die Verantwortung für ganz Deutschlaiid 
behalten haben, untereinander oder mit deren EinvcrsLändnls 
zwischen deutschen Verwaltungsstellen waren geeignet, die 
innerdeutschen Verbindungen und damit die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu erleichtern? 


III. 

Spit/eiifiinkiionäre der Sowjetzone haben in der letzten Zeit Erklä- 
rungen abgegeben die darauf schließen lassen könnten, daß sie eine 
„Normalisierung“ der Lage in Berlin erstrebten. Aus der Verant- 
wortung für die deutsche hiauptstadt Berlin, zu der sich der Bundes- 
tag wiederholt bekannt hat, tragen wir die Bundesregierung: 
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16. Wie beurteilt die Bundesregierung die erwähnten Erklärungen, 
und welehe Möglichkeiten sieht sie für eine Erleichterung des 
Verkehrs von und nach Berlin? 

17. Welche technischen Kontakte /wischen den beiden Teilen Berlins 
bestehen noch und welche — z. B. Straßenbahn, Telefon — 
könnten nach Kenntnis der Bundesregierung unverzüglich wle- 
derhcrgestellt werden, wenn es die östliche Verwaltung zulielJc? 

18. Wie beurteilt die Bundesregierung die serienmäßige Verhängung 
von Geldstrafen gegen Bewohner des Ostsektors, die in West- 
berlin arbeiten oder deren Kinder westberliner Schulen be- 
suchen? 

19. Sind noch in der letzten Zeit Fälle vorgekommen, in denen sich 
Angehörige ostberliner Betriebe oder Verwaltungen schriftlich 
verpflichten mußten, westberliner Boden nicht zu betreten? 

20. Wieviel Fälle von Menschenraub aus Westberlin sind nach Kennt- 
nis der Bundesregierung in der letzten Zeit vorgekommen? 

21. Wie hoch ist die Zahl der westberliner Siedler und Kleingärtner, 
denen seit Verhängung der Sperrmaßnahmen im Jahre 1952 die 
Nutzung ihrer Grundstücke in den Randgebieten der Sowjet- 
zonc verwehrt wird? 

22. Vöjrdcn die Wcstberlrner noch immer daran gehindert, die in 
den Randgebieten der Stadt gelegenen Friedhöfe zu besuchen? 

23. Wie beurteilt die Bundesregierung das Mißverhältnis zwischen den 
Rechten und Pflichten, die die Vier Mächte für Berlin übernom- 
men haben, und der Tatsache, dals im Ostsektor bewaffnete 
„Kampfgruppen“ und Formationen der sowjetzonalen Streit- 
kräfte aufmarschieren ? 


Bonn, den 5. Mai 1956 


Dr. Krone und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Dr* Dehler und Fraktion 

Dr. Feiler und Fraktion 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 

Ür. Schneider (Lollar) und Fraktion 
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